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Wenn der Richter verwaltet und die Ver⸗ 
waltungsbehörde Recht ſpricht. 


Der Schneider mißt mit der Elle und ſchneidet 
mit der Scheere zu. In einem guten bürgerlichen 
Haushalt ſteht der Mann dem Gewerbe vor und die 
Frau beſorgt die Wirthſchaft. In dem Hauſe eines 
großen Herrn braucht man nicht erſt zu fragen, wer 
Koch und wer Kellermeiſter iſt; man ſieht es daran, 
was jeder von Beiden ſchafft. Und weiter: in einem 
wohleingerichteten Staat miſcht ſich keine Behörde in 
Dinge, die nicht ihr, ſondern einer anderen Behörde 
obliegen. Die Richter thun nichts anderes als Recht 
ſprechen, und ihrerſeits thun die Verwaltungsbehörden, 
wie Landräthe, Regierungen, Miniſterien, nichts Anderes, 
als verwalten, das heißt die beſtebenden Geſetze nach 
Pflicht und Gewiſſen ausführen. 

Nun beſirciten wir zwar nicht, daß der preußiſche 
Staat viel beſſer eingerichtet iſt, als wer weiß wie viele 
andere; und wie wenig Uekerfluß wir auch an Freiheit 
haben, ſo müſſen wir doch aus vollem Herzen lachen, 
wenn ſüddeutſche Demokraten im unnatürlichen Bunde 
mit den Ulramentanen und den Freunden Oeſterrrichs 
nicht preußiſch werden wollen, weil es ſich unter ihrem 
Herrn Dalwigk und Varnkühler und Pfordten viel 
freier lebe als unter dem Miniſterium Bismarck. Aber 
darum haben wir nech ganz und gar keine Urſache, mit 
der inneren Verwahrung des gegenwärtigen Minifteriun:d 
zufrieden zu fein, und fait noch weniger fällt es uns 
ein, alle Einrichtungen unſeres Staates vortrefflich 
oder auch nur erträglich zu finden. Ja, wir müſſen 
ſagen, daß man auch bei uns oft die Elle gebraucht, wo 
man die Scheere, und die Scheere, wo man die Elle 
gebrauchen ſollte. 

In unſerer Staatswirthſchaft weiß man oft⸗ 
mals nicht, wer Koch und wer Kellermeiſter iſt. Wir 


wollen nicht viel daven reden, daß unſere richterlichen 
Beamten ſich mit mancherlei Dingen beſchäftigen müſſen, 
die gar nicht Gerichts-, ſondern Verwaltungs ſachen find, 
wie die Verwaltung von Pupillengeldern, von Hypolheken⸗ 
ſachen und dergleichen mehr. 


Dagegen halten wir es 


wirklich für ein großes und ſchweres Uebel, ja einen 
wahren Krebsſchaden an unſerem Staaisleibe, daß in 
den wichtigſten Dingen die Verwaltungsbehörden ſtatt 
blos zu verwalten, ſich mit dem Rechtſprechen befaſſen, 
daß ſie alſo thun, was in einem wehlgeordneten Staats⸗ 
weſen ganz und gar nicht ihres Amtes fein ſollte. In, 
ſie ſprechen ſogar Recht in eigener Sache; ſie find 
nicht ſelten Richter, wo fie zugleich Partei find. 

Man denke nur folgenden Fall: Der Miniſter hat 
die Anſicht, daß eine Stadt: oder Landgemeinde nur 
ſolche Männer in den Schulvorſtand wählen darf, welche 
die vorgeſetzte Regierung oder der Landraſh dazu für 
geeignet kält. Oder der Miniſter hält es begründet, 
daß gewiſſe Gemeindebeamte nicht weniger oder auch 
nicht mehr Gehalt bekemmen, als die Aufſichtsbehörde 
für nöthig hält. g 

In ſelchem Falle wird der Miniſter die Bezirks⸗ 
regierungen oder auch die Landräthe anweiſen, daß ſie 
die betreffenden Geſetze gerade ſo handhaben, wie er 5 
ſelbſt auslegt. Nun aber halten die Gemeindeverſtände 
15 überzeugt, daß die Geſetze ganz anders zu verſtehen 
hen als fie von der Aufſfichtsbehörde gehandhabt wer⸗ 
en. 

Was thut nun die Gemeinde, die ſich dorch 
eine Aufſichtsbehörde in ihrem Rechte beeinträchtigt 
glaubt? Sie kann ſich nicht an den Richter wenden, 
denn in ihrem Falle hat nicht der Richter das Amt 
des Rechtſprechens, ſondern die Verwaltungsbe— 
hörde ſelbſt. Es bleibt ihr alſo nichts übrig, als den 
Landrath oder die Bezirksregierung zu bitten, daß fie 
doch eine andere Geſetzesauslegung annehmen und ihre 
Maßregzel zurücknehmen möchten. Aber Landrath und 
Bezirksregierung ſind dazu garnicht im Stande, auch 
wenn ſie es wollten. Sie haben ja nur gethan, wie 
und was der Miniſter ihnen vorgeſchrieben hat. Die 
Gemeinde wird alſo abſchläglich beſchieden. Aber auch 
jezt kann fie ſich nicht an die ordentlichen Gerichte des 
Landes wenden. Sie muß vielmehr zu einem anderen 
Verwa'tungsbeamten, nämlich zu dem Miniſter 
ſelbſt gehen, und ihn bitten, daß er den ſtreitigen Fall 
zwischen ihr und der Aufſichtsbehörde entſcheiden möge. 


Aber der Miniſter iſt ja, wie wir ſchon wiſſen, gerade 
der, der den ganzen Streit veranlaßt hat, denn er ſelbſt 
iſt ja der Urheber derjenigen Geſetzesauslegung, die er 
nach dem Antrage der Gemeinde für unrichtig erklären 
ſoll. Es müßte daher ſehr ſeltſam zugehen, wenn 
er in einem ſolchen Falle irgend einmal gegen ſeine 
eigene frühere Willensmeinung entſcheiden, wenn er 
ſich alſo ſelbſt Unrecht geben ſollte. 

So ſieht es aus, wenn die Verwaltungsbehörden 
anftatt blos zu verwalten, wie es ihres Amkes iſt, ſich 
auch noch mit dem Rechtſprechen befaſſen, und ſo⸗ 
gar mit dem Rechtsſprechen in ihrer eigenen Sache. 
Wir müſſen daher ſorgen, daß es auch in dieſer Ber 
ziehung anders und beſſer bei und wird. Denn das 
begreift doch jeder Menſch, daß unzählige Klazen über 
Beamte und Behörden verſtummen, und viel Unzufrieden⸗ 
heit aufhören wird, wenn in Preußen jede Behörde 
nur thun darf, was nach alkgemeinen Be⸗ 
griffen über die nothwendige Theilung der 
Arbeit in einem geordneten Staatsleben in 
den Kreis ihrer Thätigkeit gehört, d. h. wenn 
der Richter nur Recht ſpricht und die Verwaltungs⸗ 
behörde nur verwaltet. Erſt dann wird man ſagen 
können, daß Preußen Ernſt damit macht ein wahrer 
und vollkommener Rechtsſtaat zu werden. 


PMolttiſche Wochenſchau. 


Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat am 21. d. 


Mts. die Vorberathung des Staatshaushaltsge⸗ 


ſetzes für 1867 im Hauſe begonnen. Ehe wir zur Dar⸗ 
ftellung dier Verhandlungen übergehen, wollen wir noch 
einige Geſetzentwürfe erwähnen, welche die Regierung 
dem Hauſe vorgelegt hat. 

1) Ein Geſetzentwurf, betreffend die Herabſetzung 
des Briefportos. Demzufolge ſoll künftig das Porto für 
frankirte Biiefe bis zu 20 Meilen Entfernung 1 Sgr., dar 
über hinaus 2 Sgr. betragen. Bei unfrankirten Briefen 
tritt bei Entfernungen von mehr als 5 Meilen ein Zuſchlag 
von 1 Sgr. ein. N 

2) Eine Vorlage, über die Einverleibung der von 
Heſſen Darmſtadt und Bayern an Preußen abge⸗ 
tretenen Gebietstheile. Der Geſetz-Entwurf iſt ana⸗ 
log dem Oje vom 20. September d. J. abgefaßt. 

3) Eine Vorlage, betreffend die Aenderung der inder 
Verfaſſung feſtgeſetzten Zahl der Mitglieder des 
Abgeordnetenhauſes. Die Einzelnheiten ſollen jetzt 
noch nicht durch Geſetz feſtgeſtellt, ſondern die erſte Wahl 
durch königliche Verordnung angeordnet werden. Das 
Motiv dazu if, daß man auch in Landestheilen, deren An- 
nectirung bis jetzt noch nicht geſetzlich feſtſteht, Wahlen werde 
ausſchreiben müſſen, und dann auch noch keine genauen Er⸗ 
hebungen über die bei der Wahl maßgebenden Steuerver- 
hältniſſe vor iegen. — Die Geſammtzahl der neuen Abge⸗ 
ordneten wird, dem jetzt in Preußen herrſchenden Durchſchnitfs. 
verhältniß ven 1: 54,000 entſprechend, etwa 78 —80 betragen. 

Bei dem Beginn der Vorberathung des Budgets 
ſprachen die Abgeordneten Waldeck und v. Vincke den 

unſch aus, daß keine General⸗Debatte ſtatifinde, da 
ſolche General⸗Diskuſſion doch ſtets in die Spezial: Debatte 
über einzelne Punkle zurückzugreifen pflege. Da ſich gegen 
dieſen Wunſch Widerſpruch erhebt, fo beginnt die General ⸗ 
Debatt⸗. In derſelben entwickelte der Abg. Tweſten die 


Nachtheile, welche die zu niedrigen Anſätze für die Einnah⸗ 
men im Budget mit ſich bringen; das Haus wird bei ſeinen 
Berathungen dadurch oft beſtimmt, wünſchenewerthe Steuer ⸗ 
Reformen nicht für möglich zu halten. Von der im Etat 
für die Verbeſſerung der Lage der Elementarlehrer 
ausgeworfenen Summe wünſcht er, daß bei ihrer Verwen⸗ 
dung nicht politiſche Rückſichen maßgebend fein mögen; 
er hält auch eine Verbeſſerung der Gehälter der 
Subaltern⸗Beamten für dringend nothwendig, 
über kurz oder lang wird ſich eine ſolche Nothwendigkeit 
auch bei den höheren Beamten zeigen. Dies iſt ſchon im 
Hinblick auf die höhere Beſoldung der Beamten in den neuen 
Provinzen geboten. Eine ſolche Erhöhung iſt nur durchzu- 
führen in Verbindung mit einer Verminderung der 
Zahl, hierzu iſt aber nöthig, daß das Princip der 
Selbſtverwaltung möglichſt vollſtändig zur Gel 
tung komme. 

Er hält eine Bewilligung des ungeänderten Militair⸗ 
Etats für nothwendig; man könne ja in ſpäterer Zeit doch 
auf eine Verringerung der Dienſtzeit dringen. 

„Der Abg. Groote hält den Etat für ganz unvollſtän⸗ 
dig, derſelbe enthält nur einen Theil der Einnahmen und 
Ausgaben, denn der Etat dehnt ſich nicht auf die neuen 
Länder aug, und eine vollſtändige Trennung der Finanzen 
der neuen Länder von denen der alten iſt nicht möglich, da 
doch ſtets Einnahmen aus jenen Ländern in die preußiſchen 
Kaſſen fließen werden. Der Redner erklärt, daß er nichts von 
dem „moraliſchen Dank“ fehe, welcher nach den Worten des 
Miniſters des Innern bei Berathung des Indemnitätsgeſetzes 
die Regierung in andere Bahnen treiben ſolle, er glaubt, daß 
eine Aenderung nur durch eine neue Erhebung des Volkes 
zu bewirken ſei. 

Der Finanzminiſter v. . Heydt erklärt in Bezug auf 
den Etat für die neuen Provinzen, daß derſelbe vorgelegt 
werden ſolle, wenn die Vertreter derfelben im Haufe Platz 
genommen hätten. Nachdem noch der Abg. Michaelis,. 
welcher wie Tweſten eine Verminderung der Zahl der Be⸗ 
amten und Vermehrung der Selbſtregierung verlangt, und 
auf einige wünſchenswerihe Steuerreformen aufmerkſam 
macht, geſprochen, wird die General⸗Diskuſſion geſchloſſen. 

In der Spezial ⸗Diskuſſion wird der Zuſchuß zur 
Rente des Kronfideikommiſſes ohne Debatte erledigt. 

Bei der Berathung über die öffentliche Schuld hat der 
Abg. Lasker den Antrag auf Vorlegung des Vertra⸗ 

es zwiſchen der Staatsregierung und der Köln ⸗ 
Mindener-Eiſenbahngeſellſchaft geſtellt. Die Regie⸗ 
rung erklärt, daß ſie ſich zu ſolcher Vorlegung nicht für ver⸗ 
pflichtet halte; aus den Reden des Finanzminiſters und denen 
der Vertheidiger der Regierung ſcheint hervorzugehen, daß man 
glaube, die Indemnität beziehe ſich auf alle Vorgänge 
der budgetloſen Verwaltung. Das Haus war in feiner 
Mehrheit nicht dieſer Anſicht, es ſprach ſich mit 129 gegen 

122 dahin aus, die Regierung aufzufordern, den Vertrag 
dem Abgeordnetenhauſe ſchleunigſt vorzulegen. 

Am 23. d. Mts. ſetzte das Haus die Vorberathung des 
Budgets fort. Es wurde der Etat des Herrenhauſes 
ohne weſentliche Debatte erledigt; bei der Beſprechung des 
Etats des Abgeordnetenhauſes rufen die geſtellten 
Anträge auf den Bau eines Parlaments hanſes eine Iek- 
hafte Debatte hervor. 8 

Bei der Berathung über den Etat des Miniſteriums 
der auswärtigen Angelegenheiten giebt zunächſt die 
Forderung von 31.000 Thlr., als Dispoſitionsfond für 
allgemeine politiſche Zwecke, Anlaß zu einer lebhaften 
Debatte, indem von Seiten des Abg. v. Hoverbeck die 


Streichung dieſes Poſtens beantragt wurde. Der Abg. 
Tweſten führ aus, daß dieſes Geld hauptſäcklich für die 
Erhaltung der Provinzial⸗Korreſpondenz beſtimmt ſei; 
er meint, man ſolle durch Bewilligung dieſer Summe der 
inneren Politik kein Vertrauensvotum geben, denn ſeit der 
Indemnifäts - Ertheilung und dem Amneflie- Erlaß habe ſich 
nichts geändert; Maß regelungen, Disziplinar-Unter- 
fuchungen u. dergl. beſtehen ganz in gewohnter Weiſe; fo 
werde z. B., ſeitdem der Hr. v. Kühlwetter Re jerungeprä- 
ſident in Düſſeldorf fei, gegen die „Rheiniſche Zeitung“ ein 
Verfabren eingeſchlagen, wie man es früher nur in der 
Provinz Preußen gewohnt geweſen ſei. 

Graf Schwerin und Graf Bethuſy⸗Huc ſprachen 
für die Bewilligung der Summe, der Abgeodnete 
Jung dagegen meint, nicht nur ſeine Pflicht gegen ſeine 
Wähler, ſondern auch ſein Ehrgefühl verlange, daß er gegen 
dieſe Summe ſtimme. Abg. Stavenhagen jpicht für die 
Bewilligung, Abg. Lent fuß ef er meint, die Regierung 
mag vielleicht das Bedürfniß empfinden, eine Unterſtützung 
der Preſſe zu haben, und zu dieſem Zwecke Geld verlangen, 
aber es ſei Sache der Kammer, zu prüfen, ob die Beduͤrf⸗ 
niſſe des Landes identiſch ſeien mit denen des Miniſteriums. 
Der Miniſter des Innern, Graf Eulenburg behauptet, es 
ſei wirklich eine Wandlung bei der Regierung vorgegangen, 
und er ſei auch bereit, die Geſetze ſo liberal zu handhaben, 
als es vom konſervativen Standpunkt aus möglich ſei. Er 
widerlegt im Verlauf feiner Rede die Illuſion von den „zwei 
Seelen“ im Miniſterium. Durch Grafen Bismarck iſt 
das Miniſterium ein einheitliches geworden, wie noch ſelten 
ein preußiſches; und es iſt in der letzten Zeit kein Akt des 
Miniſteriums geſchehen ehne die vollſte Uebereinſtimmung 
des ganzen Minifteriums Wenn ein ſolcher Zwieſpalt im 
Minifterium eriflirte, wie man annimmt, fo könne man nicht 
monatelang zuſammenfitzen und zuſammenwirken. Wenn irgend 
ein Zwieſpalt in den Grundanſchauungen hervortreten würde, 
ſo würde der betreffende Zwieipalt ſchnell durch Ausſcheidung 
des abweichenden Theiles beſeitigt werden. 

In dem weiteren Verlauf der Debatte, an welcher ſich 
noch die Abgeordneten Graf Eulenburg, Zanders und 
v. Blankenburg (für die Bewilligung), die Abgeordneten 
Schulze-⸗Delitzſch und Lasker (gegen die Bewilligung) be⸗ 
theiligen, erklärt der Miniſter des Innern noch, daß er, wenn 
jemand z. B. in Wahlverſammlungen erklärt habe, er werde 
nur Abgeordnete wählen, die dieſem Miniſterium kein Geld 
bewilligen, und derſelbe werde zu einem Kommunalamt ge ⸗ 
wählt, ihn nicht beſtätigen werde. Außerdem bezeichnet er 
das Verfahren gegen die Rheiniſche Zeitung nicht als zu 
hart, ſondern es ſei, wie er ſagt, früher nur unverautwort⸗ 
lich ſchwach geweſen. Das Haus ſprach ſich mit 146 
gegen 123 Stimmen für die Bewilligung der geforderten 
Summe aus. 5 

Am 25. d. M. wurden die Berathungen über den Etat 
des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten gepflogen. 
Es handelte ſich bei der Erhöhung einzelner Ausgate often 
darum, dieſe als durch die Vergrößerung des Staatsgebietes 
veranlaßt, vorläufig nur im Extraordinarium zu bewilligen, 
und die definitive Bewilligung dem Akbgeordnekenhauſe nach 
Eintritt der neuen Mitglieder aus den annektirten Provinzen 
reſp. dem norddeutſchen Parlament zu überlaſſen. 

Ebenſo gaben die Forderungen für Geſandtſchaften An- 
laß zu lebhaften Debatten; ein Antrag von Hoverbek die 
einzelnen Geſandſchaftspoſten als beſondern Etat⸗Titel zu 
genehmigen, wird mit 157 gegen 102 Stimmen abgelehnt; 
es werden alle Poſitionen im Sinne der Regierung erledigt, 
auch die Ausgaben für die Geſandtſchaften bei den nord⸗ 


deutſchen Höfen, obgleich ein großer Theil der Redner ſich 
genen die Nothwendigkeit derſelben nach Errichtung des nord⸗ 
deutſchen Bundes ausſpricht. 

Zu dem Militair-Etat hat der Abg. Vaerſt folgen 
den Antrag geſtellt: „Statt der im Staate haushalts-Etat 
pro 1867 im Ordinarium und Extraordinarium geforderten 
Beträge von reſp. 41,574,348 Thlr. und 2,497,131 Thlr. 
für die Zwecke der Militär: Verwaltung pro 1867 ein pal 
quantum von 43,525,000 Thlr. zu bewilligen und der Staats- 
5 u die Vertheilung auf die einzelnen Titel zu’ über- 
affen. 

Der Abg. Harkort hat einen Antra lenderun 
in a ate ge e, geſtellt. IE 3 

Der Abg. Fr. Duncker hat den Antrag gefte t, bei den 
zur Verbeſſerung der Gehalte der Suballern-VBeanteb aus⸗ 
geſetzten Geldern von mehr als einer Million Thalern auch 
die Unter- Beamten zu berückſichtigen. 

In Abgeordnetenhauſe hat der Finanzminiſter mitgetheilt, 
daß die Regierung zur Aufhebung des Salzmonopols 
entſchloſſen ſei; wie es heißt, ſoll dieſe Aufhebung ſchon am 
1. April 1867 eintreten und alsdann ein Zoll von 2 Thlr. 
pro Zentner erhoben werden. 

Das Befinden des Grafen Bismarck foll ſehr befrie- 
digend ſein; feine Rückkehr nach Berlin wird in den nächſten 
Tagen ſtattfinden. 

Die hannoverſchen Offiziere find aufgefordert worden, ſich 
9 erklären, ob fie bis zum 1. Januar 1867 in die preu⸗ 
iſche Armee eintreten wollen. Bekanntlich will ſie der Ex⸗ 
könig Georg nicht ihres ihm geleiſteten Eides entbinden. 


N Neueſte Nachrichten. 


„Aus Paris wird gemeldet, daß die Kaiſerin nach Rom 
reiſen will, um die Verſöhnung des Papſtes mit dem König 
von Italien zu bewirken. 


Die Dotationsvorlage. 

Die Regierung hat, wie wir ſchon mitgetheilt haben, dem 
Abgeordnetenhauſe einen Geſetzentwurf vorgelegt, durch wel- 
chen dem Könige die Summe von 1½ Millionen Thalern 
zur Verfügung geſtellt werden ſoll, um damit preußiſche 
Heerführer, welche zu dem glücklichen Ausgange des Krieges 
in hervorragender Weiſe beigetragen haben, zu belohnen. 

Niemand wird beſtreiten, daß das Volk jenen Männern, 
welche auf dem ue ihr Leben eingeſetzt haben, um 
den Ruhm der preußiſchen Waffen zu mehren und die Gren- 
zen unſeres engeren Vaterlandes zu erweitern, hohen Dank 
ſchuldig iſt, aber die Frage liegt nahe, ob es angemeſſen iſt, 
den Männern dieſen Dank in klingender Münze aus⸗ 
zudrücken, und ob, wenn die Nation ihren Dank Denen 
bezeigen will, welche in den Schlachten geſiegt haben, dies 
in a einer Belohnung an die Heerführer geſchehen 
mu 

Man hat, um die beabſichtigte Dotation zu rechtfertigen, 
daran erinnert, daß auch nach den glücklich beendeten Frei⸗ 


heitskriegen den Heerführern ſolche Dotationen bewilligt wor⸗ 


den ſind. 

Aber iſt ein Vergleich mit jener Zeit ſtichhaltig? Wir 
glauben nicht. Jene Männer hatten Jahre lang, 
mit perſönlicher Gefahr und gegen den Willen der 
Regierung den Aufſtand gegen Napoleon in Deutſchland 
vorbereitet. Sie hatten theils als Flüchtlinge · 
theils aus dem Dienſt entlaſſen Jahre lang des Rufes 
geharrt, der ſie an die Spitze des Volkes in Waffen ſtallte, 
ja, Einer von ihnen, Vork, hatte durch den Abſchluß des Bünd⸗ 


niffes mit Rußland den Krieg gegen Napoleon auf eigene 
Hand eröffnet, ohne zurückzuſchrecken vor der Kugel, die ihm 
als ungehorſamen Soldaten drohte. 

Wie liegt dagegen heut die Sache? Unſere Heerführer 
haben in einem langen Frieden ihre kriegeriſchen Fähigkeiten 
ausgebildet, ſie haben ein Herr geführt, welches ſie unter 


den Augen auf Befehl des Königs einererziert haben, und 


keiner von ihnen hat durch eine ſelbſtſtändige Handlung 
den Ausbruch des Krieges herbeigeführt, weil er nach ſeiner 
Anſicht nohwendig war. 

Liegt ſchen in dirſen Verhältniſſen ein großer Unterſchied 
zwiſchen damals und jetzt, ſo brauchen wir uns blos unſere 
Heerverfaſſung anzuſehen, um in dieſer das beſte Argument 
gegen jene Votation zu finden. Das preußiſche Heer ift 

ein Berufsheer, es iſt ein Volksheer, und jeder ge⸗ 

ſunde Preuße gehört demſelben an. Haben unſere Heer⸗ 
führer ſich trefflich bewährt, jo hat es die Armee nicht min. 
der. Sie hat den gleichen Anſpruch auf den Dank des 
Vaterlandes, und ſie hat ihn ganz beſonders deßhalb, weil 
fie faft ausſchließlich aus ſolchen Männern beſteht, welche, 
herausgeriſſen aus ihren bürgerlichen Beſchäf⸗ 
tigungen, nur auf kurze Zeit die Waffen tragen 
zur Vertheidigung des Vaterlandes. 

Nun fällt es uns allerdings nicht ein, zu verlangen, daß 
der ganzen Armee ſolche Dotationen gegeben werden ſollen; 
das iſt an ſich eine Unmöglichkeit, denn die Armee iſt das 
Volk und das Volk ſoll ja auch die Dotationen geben, es 
heißt dies alſo, das Volk ſolle ſich ſelbſt beſchenken. Aber 
etwas anderes ſoll man thun, um der Armee den Dank der 


ganzen Nation zu beweiſen. Man foll für alle die ⸗ 
jenigen, welche in dem Kriege erwerbsunfähig 
geworden ſind, und für die Wittwen und Walen 
der Gefallenen, ſo wie für diejenigen, deren ſon⸗ 
ſtiger Ernährer im Kriege gefallen iſt, in aus; 
reichender Weiſe ſorgen. 

Wir wiſſen recht gut, daß bei der großen Zahl von ſol⸗ 
chen arbeitsunfähigen Soldaten und von Familien, die ihrer 
Ernährer beraubt ſind, dazu wahrſcheinlich eine ſehr bedeutende 
Summe nöthig iſt, aber wenn die Regierung eine Anleihe 
verlangt hat, weil fie am politiſchen Horizont drohende Wol⸗ 
ken ſieht, jo verlangt das Volk jolhe Fürſorge für die 
Opfer des Krieges, damit bei einem neuen Kriege der 
Muth und die Ausdauer unſerer Soldaten nicht getrübt 
werde durch den Gedanken, was ſoll ich anfangen, wenn ich 
als Krüppel zurückkomme, oder wovon ſoll meine Familie 
leben, wenn ich todt geſchoſſen werde? 

Es mögen zu ſolchem Zwecke jährlich wohl einige hun⸗ 
derttauſend Thaler nothwendig fein, aber wir glauben, daß 
für ſolche Zwecke unſerem Volke keine Summe zu hoch ſein 
wird: es wird ſie gern geben, um die Noth ſeiner tapfern 
Vertheidiger zu mildern. 

Und wenn man, Angeſichts ſolcher Ausgaben, von dem 
Plane der beabſichtigten Dotationen abſtehen ſollte, wahrlich, 
wir find überzeugt, daß dielenigen, denen die Dotationen zur 
gedacht waren, ſelbſt die Erſten ſein werden, einzugeſtehen, 
daß dies das ſchönſte Zeichen des Dankes ſei, wel ⸗ 
19 105 die Nation ihrer Armee und deren Führern 
zollt. 


Auzeig e n. 
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20,000 Gulden baares Silbergeld, 


kann Jedermann gewinnen, der fi bi der 
großen Frankfurter Geldverlooſung 
betbeiligt, ſowie weitere Haupttieffer von 
Gulden 100,000, 40,000, 25,000, 20,000, 15,000, 
12,000, 10,000, 6.000, 5,000 x. 
Dieſe von der hohen hieſigen Regierung genehmigte und 
der Stadt garantirte 5 
Neneſte große Prämien⸗Verlooſung 
bietet den Theilnehmern in jeder Beziehung die größten 
ortheile. 
Alle Nummern ohne Ausnahme werden gezogen. 
Das ganze Eintagekapital wird binnen 5 Monaten mitielft 
Gewinnziehungen zurückberahlt und müſſen planmäßig bie 
dahin fämmiliche 12.500 Gewinne, 11 Prämien und 18,400 
Fr ilooſe von den Intereſſenten erlangt werden. 


Ganze Originalloſe koſten fl. 6. — oder Rihlr. 3. 13. 
Halbe ” ” 77 3. 77 1. 22. 
Viertel ” „ 2 


r „ Wa 1 7 26. 
(Dieſe Originalloſe find mit dem Statdſiegel verſehen). 
Zu de. ſchou am 12. und 13. Dezember a. c. 
beginnenden Ziehungen werden weſtellungen unter Bei⸗ 
fügung des Betrages oder gegen Poſtnachnahme ſofort pünkt⸗ 
lichſt auegefürrt und die erforderlichen Pläne gratis beigefügt. 
Nach ftattaehatter Ziebung erhält jede Theilnehmer die 
amtliche Liſte und Gewinne baar überſchickt 
Jegliche Auekunft in Betreff dieſer großen und inter 
eſſanten Verloo ungen wird gerne ertheilt und eine ſters 
reelle gute Bedienung zugeſichert. Man beliebe ſich daher 
vertrauensvoll baldigſt direkt zu wenden an 
I. Steindeeker- Schlesinger, 
Bank- und Wechſel-Geſchäft 
in Frankfurt am Main. 
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„Nordſtern.“ 


Dieſe Lebensverſicherungs⸗ eſellſchaft eröffnet mit Beginn 
des nächſte Jahres ihr Geſchäft. 

Es werden in allen Städten und Kreifeu Preußens und 
Deutſchlards Haupt» Agenten e nannt, welche nnr mit der 
Direktien korreſpondiren und berechtigt find, Unter- Agenten 
anzuſtellen. 

Bewerbungen um dieſe einträglichen Stellungen werden 
mit Angabe von Referenzen erbeten an 

Die Direktion 
in Berlin Cha: Iottenfi:aße 9. 
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Spielwerke 
mit 4 bis 48 Stücken worumer Pracht werke mit 
Glockenſpiel, Trommel und Glockenſpiel, mit Him⸗ 
e mit Mandolinen, mit Erpreſſion ꝛc. 
erner: 


Spieldoſen 


mit 2 bis 12 Stücken, worunter welche mit Neceſſaires, 


Cigarrentemrel!, Schweizerhäuschen, Photogra⸗ 
pbie- Albums, Schreibzeuge, Cidarren Etuis, 
Ta backsdoſen, Nähtiſchchen, tanzende Puppen, 
Alles mit Muſit. Stets das Neueſte empfiehlt 
J. H. Heller in Bern. Franco. 
IE Tieie Werke, die mit ihren lieblichen Tönen jedes 
Gemüte erbeitern, ſouten in keinem Salon und an keinem 
Krankenbeite fehlen. Lager von fertigen Stücken. — Repa- 
raturen. 
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